
entsprechende Fortschritte bei der Umsetzung der
in der Strukturklausel enthaltenen Prinzipien4.

5 Vgl. BVerfGE 58, 1, 36.
6 Vgl. Ausführungen der Berichterstatter in der 8. Sitzung
der Gemeinsamen Verfassungskommission am 26. Juni 1992,
Stenographischer Bericht S. 4, 6f.

Die in der Struktursicherungsklausel hervorgeho-
benen Merkmale entsprechen im wesentlichen den
in Artikel 79 Abs. 3 GG besonders geschützten
grundlegenden Strukturprinzipien. Sie umfaßt als
weiteren tragenden Grundsatz das Subsidiaritäts-
prinzip, dem in dem insoweit ergänzten EG-Ver-
trag (Artikel 3 b) eine tragende Bedeutung zuge-
wiesen worden ist.

2. Rahmenbedingungen für die Übertragung von
Hoheitsrechten auf die Europäische Union:
Art. 23 Abs. 1 Sätze 2 und 3 GG

Absatz 1 Satz 2 stellt klar, daß künftig jedwede
Übertragung von Hoheitsrechten auf die europäi-
sche Ebene der Zustimmung des Bundesrates be-
darf, und zwar unabhängig davon, ob es um die
Übertragung von Hoheitsrechten des Bundes oder
der Länder geht. Maßgebend für diesen Rege-
lungsvorschlag war die Erwägung, daß sich weitere
Übertragungen von Hoheitsrechten angesichts des
erreichten hohen Integrationsniveaus unmittelbar
auf die innerstaatlichen Verfassungsstrukturen und
damit auch auf die Stellung der Länder im Bundes-
staat auswirken. Die Europäische Union kann
nicht mehr als „zwischenstaatliche Einrichtung“
i.S. des Art. 24 Abs. 1 GG verstanden werden, da
sie einen inhaltlichen Qualitätssprung der europäi-
schen Einigung eingeleitet hat, der eine besondere
grundgesetzliche Ermächtigung erfordert.

Die Kommission hat sich darauf verständigt, die
Anwendung von Artikel 79 Absätze 2 und 3 GG
sowohl für die Begründung der Europäischen
Union als auch für alle Änderungen ihrer vertrag-
lichen Grundlagen vorzusehen, durch die das
Grundgesetz seinem Inhalt nach geändert oder er-
gänzt wird oder solche Änderungen und Ergänzun-
gen ermöglicht werden. Mit dieser Formulierung
wird einerseits klargestellt, daß das in Artikel 79
Abs. 1 GG enthaltene Zitiergebot für Änderun-
gen des Grundgesetzes im Zusammenhang mit
Hoheitsrechtsübertragungen auf die europäische
Ebene keine Anwendung findet; dies mit Rück-
sicht auf die damit verbundenen erheblichen
rechtstechnischen Probleme. Andererseits erfaßt
der Verweis auf Artikel 79 Absätze 2 und 3 GG
alle Hoheitsrechtsübertragungen, und zwar unab-

4 Zur Struktursicherungsklausel vgl. Thomas Oppermann/
Claus Dieter Classen, Europäische Union: Erfüllung des
Grundgesetzes, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/93,
S. 11 ff.; vgl. auch Wolfgang Fischer, Die Europäische Union
im Grundgesetz: der neue Artikel 23, in: Zeitschrift für Par-
lamentsfragen, (1993) 1, S.32ff.

hängig davon, ob sie sich auf „wesentliche Struktu-
ren“ des Grundgesetzes auswirken oder nicht, weil
nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts letztlich jede Hoheitsrechtsübertragung
eine materielle Änderung mit sich bringt, indem
sie zumindest in die verfassungsrechtlich fest-
gelegte Zuständigkeitsordnung eingreift5.

Im Ergebnis bewirkt der Regelungsvorschlag zu
den Sätzen 2 und 3 damit, daß die mit der Ratifi-
zierung des Unions-Vertrages verbundenen und
alle weiteren „europäischen“ Hoheitsrechtsüber-
tragungen der verfassungsändernden Mehrheiten
des Artikels 79 Abs. 2 GG bedürfen und den in
Artikel 79 Abs. 3 GG genannten, vor Verfassungs-
änderungen festen Kern des Grundgesetzes nicht
tangieren dürfen6.

3. Verankerung der Mitwirkungsbefugnisse von
Bundestag und Bundesrat in Art. 23 Abs. 2 GG

In Absatz 2 des neuen Artikels werden die Mitwir-
kungsbefugnisse des Bundestages und der Länder
in Angelegenheiten der Europäischen Union ver-
ankert. Dabei wird festgelegt, daß die Mitwirkung
der Länder durch das von ihnen gebildete Bundes-
organ Bundesrat wahrgenommen wird. Vorausset-
zung für eine verantwortungsvolle Mitwirkung von
Bundestag und Bundesrat ist, daß sie über alle An-
gelegenheiten der Europäischen Union, die für sie
von Interesse sein könnten, informiert werden.
Daher wird die Bundesregierung in Abs. 2 ver-
pflichtet, Bundestag und Bundesrat „umfassend
und zum frühestmöglichen Zeitpunkt“ zu unter-
richten. Die Einzelheiten der Unterrichtung sind
in den Ausführungsgesetzen nach Abs. 3 (für den
Bundestag) bzw. Abs. 7 (für den Bundesrat) fest-
zulegen.

4. „Berücksichtigung“ der Stellungnahme des
Bundestages gemäß Art. 23 Abs. 3 GG

Die Regelung stellt dem Bundestag das wesent-
liche Instrument seiner Mitwirkungsbefugnis zur
Verfügung: Die Bundesregierung hat ihm vor ihrer
Mitwirkung an Rechtsetzungsakten der Europäi-
schen Union Gelegenheit zur Stellungnahme zu
geben, die sie bei den Verhandlungen in den Gre-
mien der Europäischen Union „zu berücksichti-
gen“ hat. Nachdem in der Kommission zunächst
keine Notwendigkeit für diese Regelung gesehen
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wurde7, setzte sich die Auffassung durch, daß die
Rechte des Bundestages in ihren Grundzügen ge-
nauso im Grundgesetz verankert werden sollten
wie die des Bundesrates in den folgenden Ab-
sätzen.

7 Vgl. urspr. Empfehlung der Kommission v. 26. Juni 1992,
Komm.-Drs. 7 neu.
8 Art. 23 Abs. 5 Satz 2 bildet davon eine Ausnahme, vgl.
unten II.5.C.
9 Vgl. eine erste Stellungnahme dazu von Josef Isensee,
Mit blauem Auge davongekommen - das Grundgesetz, in:
Neue Juristische Wochenschrift, 40 (1993), S. 2583 ff.

10 Vgl. Bericht des „Sonderausschusses Europäische
Union“ des Deutschen Bundestages, BT-Drs. 12/3896,
BI2e.
11 Dies ergibt sich durch die Einschränkung „insoweit“.

Dabei lehnte man sich inhaltlich und begrifflich
eng an die für den Bundesrat gefundene Lösung
an. Das äußerte sich zunächst darin, daß der Bun-
destag - wie der Bundesrat - Gelegenheit zur Stel-
lungnahme erhält, und zum anderen auch darin,
daß die Bundesregierung verpflichtet wird, diese
Stellungnahme „zu berücksichtigen“. Die Bundes-
regierung hat folglich die Argumente des Bundes-
tages - wie die des Bundesrates - zur Kenntnis zu
nehmen, sich mit ihnen auseinanderzusetzen und
sie in ihre Entscheidung einzubeziehen; sie ist
jedoch nicht an sie gebunden. Damit ist den Stel-
lungnahmen von Bundestag und Bundesrat grund-
sätzlich die gleiche Bedeutung zuzumessen8.

5. Beteiligung des Bundesrates nach dem Maßstab
seiner innerstaatlichen Kompetenz: Art. 23
Abs. 4 und 5

a) Absatz 4 enthält den Leitsatz für die Mitwir-
kungsrechte des Bundesrates an der Willensbil-
dung des Bundes: Sie richten sich nach der inner-
staatlichen Kompetenzaufteilung zwischen Bund
und Ländern . Hierin kommt das Grundanliegen
zum Ausdruck, daß die fortschreitende europäi-
sche Integration nicht zu einer Gewichtsverschie-
bung zwischen Bund und Ländern, insbesondere
nicht zu einer Verringerung der Mitwirkungsrechte
des Bundesrates führen darf.

9

Allerdings läßt der Willensbildungsmechanismus
innerhalb der Europäischen Union eine bruchlose
Projektion der innerstaatlichen Kompetenzord-
nung auf die Willensbildung in Angelegenheiten
der Europäischen Union nicht zu. Dem trägt Ab-
satz 5 Rechnung, indem er ein System differenzier-
ter Beteiligungsformen vorsieht. Dabei werden die
Anwendungsgebiete der unterschiedlichen Mitwir-
kungsrechte der Länder unter Berücksichtigung
der innerstaatlichen Verteilung der Gesetz-
gebungskompetenzen durch das Grundgesetz um-
schrieben.

b) Die erste, in Absatz 5 Satz 1 definierte (schwä-
chere) Mitwirkungsstufe des Bundesrates, in der

die Bundesregierung die Stellungnahme des Bun-
desrates (lediglich) „berücksichtigt“, umfaßt zum 
einen den Bereich der ausschließlichen Zuständig-
keit des Bundes, sofern Interessen der Länder be-
rührt sind. In diesen Bereich fallen alle Zuständig-
keiten des Bundes, für die das Grundgesetz - auch
unter Berücksichtigung der Artikel 30 und 70
GG - keine Kompetenztitel der Länder enthält.
Das in Absatz 2 verankerte generelle Mitwirkungs-
recht des Bundesrates an allen Angelegenheiten
der Europäischen Union wird davon nicht berührt.
Zum anderen erfaßt die erste Mitwirkungsstufe
des Bundesrates den Bereich, für den der Bund
„im übrigen... das Recht zur Gesetzgebung hat“.
Dies bedeutet, daß die Bundesregierung in beiden
Fällen dem Bundesrat rechtzeitig Gelegenheit zur
Stellungnahme in angemessener Frist gibt, eine
Bindung der Bundesregierung an diese Stellung-
nahme des Bundesrates jedoch nicht besteht. Mit
der Formulierung „berücksichtigen“ ist gemeint,
daß die Bundesregierung die Argumente des Bun-
desrates zur Kenntnis zu nehmen, in ihre Entschei-
dung einzubeziehen und sich mit ihnen auseinan-
derzusetzen hat10.

c) Die in Absatz 5 Satz 2 als zweite Stufe vorgese-
hene (gesteigerte) Mitwirkungsform des Bundes-
rates erstreckt sich auf den Bereich, in dem im
Schwerpunkt Gesetzgebungsbefugnisse der Län-
der, die Einrichtung ihrer Behörden oder ihre Ver-
waltungsverfahren betroffen sind. Darunter sind
zunächst zu verstehen alle Kompetenztitel der
konkurrierenden und Rahmengesetzgebung, für
die der Bund von seinem Gesetzgebungsrecht kei-
nen Gebrauch gemacht hat und mangels eines da-
hin gehenden Bedürfnisses nach Art. 72 Abs. 2 GG
auch keinen Gebrauch machen könnte; darüber
hinaus alle EG-Vorhaben, die im Schwerpunkt die
Einrichtung von Behörden der Länder oder ihre
Verwaltungsverfahren betreffen. Die gesteigerte
Mitwirkungsform erstreckt sich nicht auf das ge-
samte EG-Vorhaben, sondern nur auf diejenigen
Teile, die den Länderkompetenzbereich des Vor-
habens betreffen .11

Der Inhalt der gesteigerten Mitwirkungsform nach
Satz 2 besteht darin, daß die Bundesregierung die
Auffassung des Bundesrates „maßgeblich zu be-
rücksichtigen“ hat. Mit diesem Passus ist gemeint,
daß sich die Ländermeinung im Streitfall durch-
setzt, d.h. für die Haltung des Bundes letztlich be-
stimmend ist - vom Sonderfall des Satzes 3 bei
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Ausgabenerhöhungen oder Einnahmeminderun-
gen abgesehen12.

12 Der in Absatz 5 Satz 3 vorgesehene Zustimmungsvorbe-
halt zugunsten der Bundesregierung bei finanzwirksamen
Maßnahmen auf Unions-Ebene, die zu Ausgabenerhöhun-
gen oder Einnahmeminderungen für den Bund führen kön-
nen, nimmt den Rechtsgedanken des Artikels 113 Abs. 1 GG
auf. Danach hat die Bundesregierung als Verfassungsorgan
im Bereich des Haushalts eine besondere Verantwortung.im
Interesse einer sachgerechten Haushalts- und Finanzpolitik.
Dieser Zustimmungsvorbehalt erstreckt sich auf alle Formen
der Ländermitwirkung.
13 Vgl. dazu unten II, 7.
14 Nach Art. 146, durch den diese Regelung möglich
geworden ist, muß es sich dabei um das Mitglied einer Lan-
desregierung handeln; § 6 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über die
Zusammenarbeit von Bund und Ländern in Angelegenheiten
der Europäischen Union ergänzt dies um das Kriterium „im
Ministerrang“.

Die gesamtstaatliche Verantwortung des Bundes -
insbesondere in außen-, verteidigungs- und inte-
grationspolitisch zu bewertenden Fragen - ist auch
in dem Bereich, -der dem gesteigerten Mitwir-
kungsrecht des Bundesrates unterliegt, zu wahren.
Dies geschieht durch den Bundesrat, der als
Bundesverfassungsorgan originärer Mitträger der
gesamtstaatlichen Verantwortung des Bundes ist.
Dies entspricht der gemeinsamen Verpflichtung
von Bund und Ländern im Bundesstaat auf das
Wohl des Gesamtstaates und korrespondiert mit
ihrer gemeinsamen Unterordnung unter die Staats-
zielbestimmung in Absatz 1. Für den Fall, daß die
Bundesregierung die Bewertung des Bundesrates
darüber nicht teilt, sieht das Ausführungsgesetz in
Absatz 7 einen Konfliktlösungsmechanismus vor13,
wonach zunächst Bundesrat und Bundesregierung
den Versuch unternehmen, Einvernehmen herzu-
stellen; wenn dies nicht gelingt, ist die Bundes-
regierung an eine vom Bundesrat mit Zweidrittel-
mehrheit gebildete Auffassung gebunden.

6. Wahrnehmung der gesamtstaatlichen Rechte
durch einen Ländervertreter nach Art. 23
Abs.6GG

Hier wird die Wahrnehmung der Rechte, die der
Bundesrepublik Deutschland als Mitgliedstaat der
Europäischen Union zustehen, geregelt. Wenn im
Schwerpunkt ausschließliche Gesetzgebungsbefug-
nisse der Länder betroffen sind, tritt für die Bun-
desrepublik ein vom Bundesrat benannter Vertre-
ter der Länder auf14. Satz 1 beschreibt die Fälle, in
denen eine Übertragung stattfinden soll, mit dem
im Grundgesetz bisher nicht gebräuchlichen Aus-
druck „ausschließliche Gesetzgebungsbefugnis der
Länder“. Damit ist der - gegenüber Absatz 5
Satz 2 engere - Bereich gemeint, für den das
Grundgesetz keinen ausdrücklichen Gesetzge-

bungskompetenztitel zugunsten des Bundes ent-
hält. Liegt der Schwerpunkt einer EG-Angelegen-
heit in diesem Bereich, so „soll“ der Bund die
Wahrnehmung der mitgliedstaatlichen Rechte der
Bundesrepublik Deutschland insgesamt übertra-
gen. Die Übertragung der Wahrnehmungsbefugnis
erfolgt einzelfallbezogen; dabei bedeutet das
„Soll“ - wie auch sonst im staatlichen Bereich - ein
„Muß“, das nur besonders begründete Ausnahmen
zuläßt. Solche Ausnahmen können sich aus der
Verpflichtung der Bundesrepublik Deutschland zu
gemeinschaftskonformem Verhalten ergeben.

Die Ausübung der Rechte durch den Vetreter der
Länder erfolgt nach Absatz 6 Satz 2 unter Beteili-
gung von und in Abstimmung mit der Bundes-
regierung bzw. ihrem Vertreter. Die „Abstim-
mung“ bezieht sich auch auf das Vorgehen bei den
Verhandlungen; sie bedeutet weniger als Einver-
nehmen und mehr als Benehmen. Hinsichtlich der
sich ändernden Verhandlungslage erfolgt die
laufende Meinungsbildung nach den für die interne
Willensbildung (Absatz 5) geltenden Regeln und
Kriterien. Inhaltlich bleibt aber sowohl für
Bundes- als auch für Ländervertreter das Ergebnis
der nach Absatz 5 herbeigeführten Willensbildung 
maßgebend. Die in Absatz 6 Satz 2, 2. Halbsatz
vorgesehene Wahrung der „gesamtstaatlichen Ver-
antwortung des Bundes“ erfolgt im Rahmen seiner
jeweiligen Wahrnehmungsbefugnis durch den Ver-
treter der Bundesregierung oder den Länderver-
treter in eigener Verantwortung.

7. „Gesetz über die Zusammenarbeit von Bund
und Ländern in Angelegenheiten der Europäi-
schen Union“ als Ausführungsgesetz nach
Art. 23 Abs. 7 GG

Die näheren Details zu den Absätzen 4 bis 6 des
Artikel 23 sind durch ein zustimmungsbedürftiges
Ausführungsgesetz zu regeln. Die Verfassungs-
kommission einigte sich bereits auf dessen wesent-
liche Eckpunkte. Dazu zählt auch die Verpflich-
tung der Bundesregierung, auf Verlangen des
Bundesrates vor dem Europäischen Gerichtshof
Klage zu erheben, soweit die Länder in ihren
Gesetzgebungsbefugnissen betroffen sind; dabei
ist die gesamtstaatliche Verantwortung des Bundes
zu wahren.

Ferner wird in das Ausführungsgesetz eine Rege-
lung aufgenommen, daß die Länder unmittelbar zu
Einrichtungen der Europäischen Union ständige
Verbindungen unterhalten können, soweit dies der
Erfüllung ihrer staatlichen Befugnisse und Auf-
gaben nach dem Grundgesetz dient. Die Länder-
büros erhalten keinen diplomatischen Status. Stel-
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lung und Aufgaben der Ständigen Vertretung in
Brüssel als offizielle Vertretung der Bundesrepu-
blik Deutschland bei den Europäischen Gemein-
schaften gelten uneingeschränkt auch in den Fäl-
len, in denen die Wahrnehmung der Rechte, die
der Bundesrepublik Deutschland als Mitgliedstaat
der Europäischen Union zustehen, auf einen Ver-
treter der Länder zu übertragen ist.

III. Kommunalwahlrecht für
EG-Bürger, Europäische Zentralbank
und Folgeänderungen zu Art. 23 GG

1. Kommunales Wahlrecht für EG-Bürger gemäß
Art. 28 Abs. 1 Satz 4 GG

Nach Artikel 8b Abs. 1 des EG-Vertrages in der
Fassung des Unions-Vertrages (Artikel G Nr. 9)
hat jeder Unions-Bürger mit Wohnsitz in einem
Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit er nicht
besitzt, in dem Mitgliedstaat, in dem er seinen
Wohnsitz hat, das aktive und passive Wahlrecht
bei Kommunalwahlen. Für die Wahrnehmung des
Wahlrechts durch Unions-Bürger gelten dieselben
Bedingungen wie für die Staatsangehörigen des
betreffenden Mitgliedstaates. Die Ratifizierung
dieser Vertragsbestimmung erforderte eine Ände-
rung des Grundgesetzes, da Artikel 28 Abs. 1
Satz 2 GG der geltenden Fassung die Teilnahme an
den Wahlen in den Kreisen und Gemeinden auf
Deutsche im Sinne des Artikel 116 Abs. 1 GG (vgl.
BVerfGE 83, 37, 50 ff.) beschränkt.

Die Gemeinsame Verfassungskommission verstän-
digte sich darauf, durch die zitierte Ergänzung von
Artikel 28 Abs. 1 GG die Voraussetzungen für die
Teilnahme von Unions-Bürgern an Kommunal-
wahlen und damit für die Ratifizierung des
Unions-Vertrages zu schaffen. Die darüber hinaus-
gehenden Anträge zur Einführung eines allgemei-
nen Kommunalwahlrechts für Ausländer erhielten
nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit.

2. Ermächtigung zur Einrichtung einer Europäi-
schen Zentralbank nach Art. 88 Satz 2 GG

Die Europäische Union ist eine Wirtschafts- und
Währungsunion, wie sich aus Artikel G Nrn. 7 und
25 des Unions-Vertrages ergibt. Die dort vorge-
nommenen Ergänzungen des EG-Vertrages zur
Wirtschafts- und Währungspolitik sehen u. a. die
Errichtung eines Europäischen Systems der Zen-
tralbanken sowie einer Europäischen Zentralbank
vor. Dadurch wird sich die Stellung der nationalen

Zentralbanken der Mitgliedstaaten in entscheiden-
dem Maße verändern: Nicht mehr sie betreiben
Geldpolitik in den Mitgliedstaaten der Währungs-
union, sondern das Europäische System der Zen-
tralbanken, dessen Aufgabe es ist, die Geldpolitik
in der Wirtschafts- und Währungsunion festzule-
gen und durchzuführen.

Die Europäische Zentralbank nimmt erst mit dem
Beginn der dritten Stufe der Wirtschafts- und
Währungsunion ihre Befugnisse in vollem Umfang
wahr (Artikel 109 1 Abs. 1 EG-Vertrag). Gleich-
wohl wird die im Hinblick auf das Vertragsgesetz
zum Unions-Vertrag entscheidende Übertragung
von Hoheitsrechten bereits mit Inkrafttreten des
Unions-Vertrages vollzogen. Demnach muß der
Übertragungsgesetzgeber bereits jetzt die grundge-
setzliche Ermächtigung erhalten, auf dem Wege
des Artikel 23 Abs. 1 Satz 3 GG (neu) die wäh-
rungs- und notenpolitischen Rechte auf die Euro-
päische Union zu übertragen. Die Ergänzung von
Artikel 88 GG trägt dem Rechnung.

3. Europa-Ausschuß des Bundestages in
Art. 45 GG

Um seine Informations- und Mitwirkungsrechte in-
stitutionell abzusichern, bestellt der Bundestag
einen „Ausschuß für die Angelegenheiten der
Europäischen Union“. Dieser erhält ebenso wie
der Auswärtige Ausschuß, der Verteidigungsaus-
schuß und der Petitionsausschuß Verfassungsrang.
Die Kommission wählte im Grundgesetz als Stand-
ort für den Unionsausschuß den freien Art. 45 GG,
um auf diese Weise die besondere Bedeutung des
Ausschusses für den weiteren europäischen Inte-
grationsprozeß kenntlich zu machen.

Satz 2 bestimmt, daß der Bundestag den Unions-
ausschuß - widerruflich - ermächtigen kann, seine 
Rechte nach Artikel 23 GG gegenüber der Bun-
desregierung wahrzunehmen. Dem Bundestag
wird folglich die Möglichkeit zur Delegation seiner
Informations- und Mitwirkungsrechte eröffnet15.
Stellungnahmen des Unionsausschusses sind dann
von der Bundesregierung in gleicher Weise zu be-
rücksichtigen wie solche des Plenums. Tragende
Motive für diese Regelung sind die Besonderhei-
ten des Willensbildungsprozesses in der Europäi-
schen Union und der außerordentliche Zeitdruck,
unter dem die Meinungsbildung und Entschei-
dungsfindung des Bundes in Angelegenheiten der
Europäischen Union häufig stehen. Diese Befug-

15 Vgl. Franz Möller/Martin Limpert, Informations- und
Mitwirkungsrechte des Bundestages in Angelegenheiten der
Europäischen Union, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen,
(1993) 1, S. 21 ff.
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nis ist aber nicht die einzige Besonderheit, die
den Unionsausschuß von den anderen Ausschüs-
sen des Bundestages unterscheidet. Während die
Befassungskompetenz der Fachausschüsse auf
ihren eigenen Geschäftsbereich beschränkt ist und
sie grundsätzlich nur nach Zuweisung durch das
Plenum und nur vorbereitend für das Plenum des
Bundestages tätig werden, schafft sich der Bun-
destag mit dem Unionsausschuß ein Organ, das
sich umfassend und querschnittartig mit der deut-
schen Europapolitik befassen und sich dazu mit
Wirkung für andere Bundesorgane äußern kann.
Der Bundestag legt aber im Ermächtigungswege
die Rechte des Unionsausschusses fest.

4. Europa-Kammer des Bundesrates in Art. 52
Abs.3aGG

Auch der Bundesrat muß die institutionellen
Voraussetzungen für eine effektive und verant-
wortungsvolle Wahrnehmung seiner Mitwirkungs-
rechte schaffen. Er hatte bereits in der Vergan-
genheit aufgrund seiner Organisationsgewalt eine
Europakammer eingesetzt, die - unter besonde-
ren Voraussetzungen auch für ihn - im Rahmen
von Artikel 2 des Gesetzes zur Einheitlichen
Europäischen Akte an der innerstaatlichen Wil-
lensbildung in EG-Angelegenheiten mitwirkte.

Im Hinblick auf die Beteiligungsrechte des Bun-
desrates nach Artikel 23 GG war die Aufgabe
des Bundesrates in Artikel50 GG ausdrücklich
zu erweitern: Durch ihn wirken die Länder nicht
länger nur an der Gesetzgebung und der Verwal-
tung des Bundes mit, sondern auch in Angele-
genheiten der Europäischen Union. Darüber hin-
aus wurde der Bundesrat in Artikel 52 Absatz 3 a
GG ermächtigt, eine Europakammer zu bilden,
„deren Beschlüsse als Beschlüsse des Bundes-
rates gelten“. Diesen Beschlüssen, insbesondere
den Stellungnahmen nach Artikel 23 GG, kann
aber nur dann die gleiche Qualität wie solchen
des Plenums zukommen, wenn sie nach densel-
ben Regeln gefaßt werden. Der Verweis auf Ar-
tikel 51 Abs. 2 und 3 Satz 2 GG stellt sicher, daß
die Stimmen der Länder in der Kammer in der
gleichen Weise gewichtet werden wie im Bundes-
rat selbst.

5. Eigene Staatlichkeit der Länder bei der Über-
tragung von Hoheitsrechten nach Art. 24
Abs. la GG

Mit dieser Ergänzung soll den Ländern die Mög-
lichkeit eröffnet werden, im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeiten Hoheitsrechte auf grenznachbar-
schaftliche . Einrichtungen zu übertragen. Nach

überwiegender Auffassung war ihnen dies bisher
verwehrt. Die Erfahrungen mit Projekten grenz-
überschreitender Kooperation haben jedoch er-
kennen lassen, daß ein praktisches Bedürfnis für
die Schaffung dauerhafter und fachübergreifen-
der Verwaltungsstrukturen über die Grenzen der
Nationalstaaten hinweg besteht. Durch solche
Einrichtungen, die im regionalen, grenznachbar-
schaftlichen Wirkungskreis zur Hoheitsrechtsaus-
übung befugt sein sollen, kann beispielsweise die
Zusammenarbeit benachbarter europäischer Re-
gionen auf dem Gebiet des Schul- und Hoch-
schulwesens oder im Bereich des Polizeirechts
verbessert werden. In allen Fällen handelt es sich
um regional begrenzte Einrichtungen unterhalb
oder außerhalb der Ebene der Europäischen
Union. Um dabei die gesamtstaatlichen Belange
der Bundesrepublik Deutschland zu wahren, ist
eine solche Hoheitsrechtsübertragung an die Zu-
stimmung der Bundesregierung gebunden.

IV. Inkrafttreten
der Verfassungsänderungen
und weitere Entwicklung
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Die Änderungen des Grundgesetzes sind am
25. Dezember 1992 in Kraft getreten (BGB1.I
1992, S. 2086). Da der Vertrag von Maastricht
über die Europäische Union nicht - wie geplant
- zum 1. Januar 1993 in Kraft getreten ist, wurde
im „Sonderausschuß Europäische Union“ eine
Vereinbarung über die Anwendbarkeit der Ver-
fassungsänderungen getroffen. Der Ausschuß hat
festgestellt, daß die Grundgesetzänderungen, die
tatbestandlich an die Existenz der Europäischen
Union gebunden sind, auch erst dann anwendbar
sind, wenn diese Europäische Union entstanden
ist. Bis zum Zeitpunkt der Existenz der Europäi-
schen Union änderte sich mithin an dem alten
grundgesetzlichen Rahmen (mit Ausnahme von
Artikel23 Abs. 1 und Artikel24 Abs. la GG) für
die Beteiligung der gesetzgebenden Körperschaf-
ten in Angelegenheiten der Europäischen Ge-
meinschaft nichts.

Die Ausführungsgesetze (oben II. 3. und II. 7.)
sind nach Behandlung im Vermittlungsausschuß
am 19. März 1993 im Bundesgesetzblatt (BGBl. I 
1993, S. 311f. u. 313f.) verkündet worden.
Sie sollten aber erst am Tage der Gründung
der Europäischen Union in Kraft treten. Eine
Ausnahme betraf § 5 Abs. 3 und § 7 der jeweili-
gen Ausführungsgesetze, die sich auf die Zusam-



menarbeit bei Rechtsakten nach Art. 235 EG-Ver-
trag beziehen und bereits angewendet werden
sollten16.

16 Hier deuten sich Differenzen über die Auslegung von 
Art. 235 EG-Vertrag zwischen der Bundesregierung und
einigen Bundesländern an.
17 Urteil vom 12. Oktober 1993, 2 BvR 2134/92 und 2 BvR
2159/92, S. 26, 36, 41.

1 Vgl. Josef Isensee/Paul Kirchhoff, Handbuch des Staats-
rechts, Band IV, Heidelberg 1990, S. 630 ff.
2 Z. B. vom Präsidenten des Bundesverfassungsgerichts,
der erst kürzlich erklärt hat, daß der Bund in den vergange-
nen 40 Jahren nahezu alle Gesetzgebungszuständigkeiten an
sich gezogen habe; vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom
15.10. 1993.

Nach der Ablehnung der Klage gegen die Maas-
trichter Verträge und dem Inkrafttreten des Ver-
trages über die Europäische Union am . Novem1 -
ber 1993 ist die vollständige Rechtsgeltung aller
Vorschriften eingetreten. Die Karlsruher Ent-
scheidung beruht in wesentlichen Begründungen
auf den von der Kommission empfohlenen und
vom Bundesgesetzgeber beschlossenen Verfas-
sungsänderungen17. Nun wird sich die Praktika-

bilität der Verfassungsänderungen und Ausfüh-
rungsgesetze zu erweisen haben. Oberstes Ziel
muß dabei die Entscheidungsfreiheit und Hand-
lungsfähigkeit Deutschlands in den europäischen
Organen sein. Es kann nicht im Sinne der Neu-
regelungen sein, daß die Länder auf europäischer
Ebene an die Stelle des Bundes treten. Vielmehr
geht es um eine enge Zusammenarbeit, um ein
echtes „Kooperationsverhältnis“. Die Europäi-
sche Union, für die das Bundesverfassungsgericht
den Begriff „Staatenverbund“ gebraucht hat,
wird einen föderativen Aufbau haben. Den Aus-
führungsgesetzen wird die entscheidende Rolle
zufallen, ob der Grundsatz des kooperativen
Föderalismus sowie der gegenseitigen Bun-
des- und Organtreue im politischen Alltags-
geschäft zwischen Bund und Ländern verwirk-
licht wird.

Hans-Werner Klotz

Die Gesetzgebung im Bundesstaat

i.

Die Gesetzgebung des Bundes ist im 7. Abschnitt
des Grundgesetzes geregelt. Dabei sind zwei
verschiedene Problemkreise zusammengefaßt;
einerseits die Abgrenzung der Gesetzgebungszu-
ständigkeiten zwischen Bund und Ländern und an-
dererseits das Verfahren für das Zustandekommen
der Bundesgesetze. Der Abschnitt hat - vor allem
im Bereich der Gesetzgebungskompetenzen - eine
zentrale Bedeutung für die Verteilung der Ge-
wichte zwischen Bund und Ländern. Der Födera-
lismus kann seine (vertikal) gewaltenteilende
Wirkung nur entfalten, wenn Bund und Länder
gleichermaßen über substantielle Zuständigkeiten
verfügen. Dabei ging das Grundgesetz ursprüng-
lich nicht von einem Übergewicht des Bundes aus.
In den letzten 40 Jahren hat sich das Schwer-

gewicht jedoch deutlich zu Lasten der Länder ver-
schoben1. Diese Entwicklung wird auch zuneh-
mend kritisiert .

Die Ministerpräsidenten der Länder haben daher
im Vorfeld der Wiedervereinigung in ihrem Eck-
wertebeschluß vom 5. Juli 1990 eine Stärkung der
Länder gefordert, und zwar durch

- höhere Ausübungsschranken für den Bund bei 
der konkurrierenden Gesetzgebung;

- eine Neuabgrenzung der Kompetenzkataloge
zwischen Bund und Ländern;
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- erweiterte Zustimmungsbefugnisse des Bundes-
rates, insbesondere bei Bundesgesetzen mit
finanziellen Auswirkungen für die Länder, und

- längere Behandlungsfristen im Bundesrat.

Art. 5 des Einigungsvertrages hat auf diesen Eck-
wertebeschluß Bezug genommen.

Aus diesem Grunde hat sich die Gemeinsame Ver-
fassungskommission (GVK) mit der Thematik
intensiv befaßt. Ausgangspunkt waren dabei die
Vorschläge der Kommission Verfassungsreform
des Bundesrates3. Bei den Beratungen der GVK
zeigte sich von Anfang an, daß es hier nicht die
üblichen Parteiengegensätze gab, sondern daß die
Länder parteiübergreifend gemeinsam agierten,
während andererseits alle Bundestagsabgeordne-
ten im wesentlichen gleiche Interessen vertraten.
Nach langen Diskussionen einigte man sich schließ-
lich mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit
darauf, eine Reihe von Grundgesetzänderungen zu
empfehlen, die sowohl den Bereich der Gesetz-
gebungszuständigkeit als auch den des Gesetz-
gebungsverfahrens betreffen. Der politische
Schwerpunkt der Vorschläge liegt allerdings im Be-
reich der Gesetzgebungskompetenzen, der daher
ausführlicher dargestellt werden soll.

3 Vgl. Bundesrats-Drucksache 360/92, Abschnitte 3 und 4.
4 Ständige Rechtsprechung seit BVerfGE 2, 213, 224. 5 Ständige Rechtsprechung seit BVerfGE 4,115,128f.

II. Gesetzgebungskompetenzen

1. Allgemeines

Im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung
kann der Bund Gesetze erlassen, wenn der betref-
fende Bereich in den Kompetenzkatalog der
Art. 74, 74 a oder 105 Abs. 2 GG fällt und darüber
hinaus ein Bedürfnis für eine bundeseinheitliche
Regelung im Sinn des Art. 72 Abs. 2 GG vorliegt.
Der Grund für das zunehmende Übergewicht des
Bundes hegt zum einen darin, daß der Kompetenz-
katalog - vor allem der des Art. 74 GG - im Lauf
der Jahre immer mehr ausgeweitet wurde, und zum
anderen darin, daß die Bedürfnisklausel des Art. 72
Abs. 2 GG sehr weit gefaßt ist und vom Bundesver-
fassungsgericht als eine Frage pflichtgemäßen Er-
messens des Bundesgesetzgebers beurteilt wurde,
die ihrer Natur nach nicht justitiabel ist4.

Anliegen der Länder war es, sowohl den Kompe-
tenzkatalog des Art. 74 GG zu verkleinern, als auch
die Bedürfnisklausel des Art. 72 Abs. 2 GG zu prä-
zisieren und enger zu fassen.

Vergleichbar mit der Lage bei der konkurrierenden
Gesetzgebung ist die bei der Rahmengesetzgebung.
Auch hier hat die Regelungsdichte des Bundes
überhand genommen. Dies rührt vor allem daher,
daß sich der Bund nicht auf Richtliniengesetze
beschränkt, sondern immer mehr den Bürger un-
mittelbar bindendes Recht gesetzt hat. Diese Ent-
wicklung wurde vom Bundesverfassungsgericht für
verfassungsrechtlich zulässig erachtet5.

2. Die „Stammnormen" derArt. 72 und 75 GG

a) Art. 72 GG

Die Bedürfnisklausel des Art. 72 Abs. 2 GG war
nach Meinung der Länder in doppelter Hinsicht zu
beschränken:

- Zunächst sollte der Regelungsumfang der Vor-
schrift eingeengt werden, da der geltende Art. 72
Abs. 2 GG vor allem durch die weite Fassung des
Abs. 2 Nr. 3 GG einem Tätigwerden des Bundes
nur geringe Schranken entgegengesetzt hat. Die
GVK einigte sich nach langen Verhandlungen auf
eine neue Formulierung des Art. 72 Abs. 2 GG:

„Der Bund hat in diesem Bereich das Gesetz-
gebungsrecht, wenn und soweit die Herstellung
gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet
oder die Wahrung der Rechtseinheit im gesamtstaat-
lichen Interesse eine bundesgesetzliche Regelung
erforderlich macht. “

Die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der
konkurrierenden Bundesgesetzgebungskompetenz
wurden damit auf zwei Alternativen reduziert, die
Anlaß und Umfang der Regelung begrenzen
(„wenn und soweit“). Die erste bezieht sich auf die
Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im
Bundesgebiet; die Ablösung des bisherigen Begriffs
(„einheitliche Lebensverhältnisse“) schien auch im
Blick auf Maßnahmen zur Herstellung der inneren
Einheit geboten. Die zweite Alternative beseitigt
die vielfach als Tautologie empfundene Regelung
des Art. 72 Abs. 2 Nr. 3 GG, weil die Wahrung der
Rechtseinheit nicht per se, sondern nur dann, wenn
sie im gesamtstaatlichen Interesse eine bundes-
gesetzliche Regelung erforderlich macht, eine ent-
sprechende Bundeskompetenz begründet.

- Die unzureichende Justitiabilität der Bedürfnis-
klausel durch das Bundesverfassungsgericht sollte 
nach dem Vorschlag der Kommission Verfassungs-
reform des Bundesrates dadurch ersetzt werden,
daß die Feststellung eines Bedürfnisses gemäß
Art. 72 Abs. 2 GG an die Zustimmung des Bundes-
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rates gebunden wird. Dieser Vorschlag fand jedoch
keine Mehrheit; man einigte sich vielmehr darauf,
die Justitiabilität der Bedürfnisklausel durch die
verfassungsrechtliche Verankerung einer neuen
Verfahrensart vor dem Bundesverfassungsgericht
zu verbessern. Es soll folgender Art. 93 Abs. 1
Nr. 2 a GG eingefügt werden:

„bei Meinungsverschiedenheiten, ob ein Gesetz den
Voraussetzungen des Art. 72 Abs. 2 entspricht, auf
Antrag des Bundesrates, einer Landesregierung oder
der Volksvertretung eines Landes“.

Neben Bundesrat und Länderregierungen wird
auch den Länderparlamenten, deren Befugnisse 
durch die Inanspruchnahme der konkurrierenden
Gesetzgebungskompetenz durch den Bund be-
sonders betroffen sind, insoweit erstmals ein Recht
zur Anrufung des Bundesverfassungsgerichts ein-
geräumt.

- Durch die Einschränkung des Art. 72 Abs. 2 GG
soll dem Abfluß weiterer Landeskompetenzen an
den Bund entgegengewirkt werden. Daneben
wurde aber auch der Vorschlag gemacht, darüber
hinaus eine Wiedereröffnung der Landeszuständig-
keit im Bereich der konkurrierenden Gesetz-
gebungskompetenz vorzusehen, wenn die Voraus-
setzungen der Bedürfnisklausel des Abs. 2 für
bestimmte bundesgesetzliche Regelungen nicht
mehr vorliegen. Die von der Länderseite zunächst
vorgeschlagene Lösung, den Ländern eine eigen-
ständige, von der Mitwirkung des Bundes unab-
hängige Ergänzungs- oder Ersetzungsbefugnis ein-
zuräumen, wurde von der Bundesseite als zu
weitgehend abgelehnt. Die GVK einigte sich
schließlich auf eine deutlich abgeschwächte Form
der Rückholklausel, die es aus Gründen der
Rechtssicherheit und der Konfliktvermeidung dem
Bund überläßt zu bestimmen, daß eine bundesge-
setzliche Regelung durch Landesrecht ersetzt wer-
den kann, wenn ein Bedürfnis im Sinn von Art. 72
Abs. 2 nicht mehr besteht. Dies soll durch einen
neuen Art. 72 Abs. 3 GG geschehen:

„Durch Bundesgesetz kann bestimmt werden, daß
eine bundesgesetzliche Regelung, für die eine Erfor-
derlichkeit im Sinn von Abs. 2 nicht mehr besteht,
durch Landesrecht ersetzt werden kann. “

- Schließlich einigte man sich auch darauf, Art. 72
Abs. 1 GG zeitlich und inhaltlich leicht zu modifi-
zieren. Zum einen sollte die Sperrwirkung nicht
schon beim bloßen „Gebrauchmachen“ des Bundes
im Sinn der Einleitung des Gesetzgebungsverfah-
rens eintreten, sondern erst nach Abschluß der
Bundesgesetzgebung, d.h., wenn der Bund „Ge-
brauch gemacht hat“. Zum anderen sollen die Län-

der in Zukunft das Recht zur eigenen Gesetzgebung
noch haben, wenn der Bund von seiner Gesetzge-
bungszuständigkeit nicht durch Gesetz Gebrauch
gemacht hat. Dies hat zur Folge, daß nur bei
entsprechenden Anhaltspunkten in der bundesge-
setzlichen Regelung der Schluß zulässig ist, der
Bundesgesetzgeber habe abschließend von seiner
konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz Ge-
brauch gemacht.

- Vor allem von Seiten der Landtagspräsidenten
wurde die Anregung vorgebracht, die Länderparla-
mente in Form einer sogenannten Ratifikations-
lösung in das Verfassungsänderungsverfahren ein-
zubeziehen, wenn Zuständigkeiten der Länder zur
Gesetzgebung an den Bund übertragen werden.
Ein entsprechender Vorschlag für einen neuen
Art. 79 Abs. 2 a GG erhielt jedoch nicht die erfor-
derliche Zweidrittelmehrheit, da er eine Annähe-
rung an das bereits im parlamentarischen Rat abge-
lehnte Senatsmodell bedeutet hätte.

b) Art.75GG

Die Art und Weise der Wahrnehmung der Rah-
mengesetzgebungskompetenz durch den Bund hat
den Ländern oft keinen oder nur wenig Raum zur
Ausfüllung mit Regelungen von substantiellem Ge-
wicht gelassen. Der Bund hat vielfach ins einzelne
gehende oder sogar erschöpfende Regelungen ge-
troffen und sich dabei nicht auf eine Adressierung
an den Landesgesetzgeber beschränkt, sondern un-
mittelbar bindendes Recht gesetzt (z.B. im Beam-
tenrechtsrahmengesetz). Daß hier eine gewisse
Einschränkung geboten war, war in der GVK
grundsätzlich nicht umstritten. Allerdings bestand
auch Einigkeit, daß es nicht um die Abschaffung
der Rahmenkompetenz, sondern nur um die schär-
fere Konkretisierung und nachhaltige Sicherung ih-
res Rahmencharakters, etwa in Anlehnung an die
EG-Richtlinienkompetenz, gehen konnte.

Der weitreichende Vorschlag der Länderseite, dem 
Bund Detailvorschriften, Vollregelungen und die
Setzung unmittelbar geltenden Rechts zu untersa-
gen, konnte sich nicht durchsetzen. Man war sich
aber einig, deutlich herauszustellen, daß sich solche
Durchbrechungen des Rahmencharakters nur auf
Ausnahmefälle beschränken dürften. Dies soll da-
durch geschehen, daß Rahmenvorschriften grund-
sätzlich nur noch an die Gesetzgebung der Länder
adressiert werden und nicht mehr unmittelbar den
Bürger bindendes Recht setzen dürfen; nur in - der
Justitiabilität unterliegenden - Ausnahmefällen
sind Durchbrechungen zugelassen, die den Erlaß
von Detailvorschriften und das Setzen unmittelbar
geltenden Rechts betreffen.
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Aufgrund der Verschärfung des Rahmencharak-
ters bedarf die Umsetzung der Rahmengesetz-
gebung in Zukunft wesentlich mehr als früher der
Mitwirkung der Länder. Um dies zu verdeutlichen,
soll nach Auffassung der GVK in die Verfassung
eine Verpflichtung der Länder zum Erlaß entspre-
chender Vorschriften in einer im Gesetz festzule-
genden Frist aufgenommen werden. Art. 75 GG
soll nach der Empfehlung der GVK folgende Fas-
sung erhalten:

„Abs. 1
Der Bund hat das Recht, unter den Voraussetzun-
gen des Art. 72 GG Rahmenvorschriften für die
Gesetzgebung der Länder zu erlassen über

Abs. 2
Rahmenvorschriften dürfen nur in Ausnahmefällen
in Einzelheiten gehende oder unmittelbar geltende
Regelungen enthalten.

Abs. 3
Erläßt der Bund Rahmenvorschriften, so sind die
Länder verpflichtet, innerhalb einer durch das Ge-
setz bestimmten angemessenen Frist die erforder-
lichen Landesgesetze zu erlassen. “

3. Der Katalog der Art. 74 und 75 GG

a) Art. 74 GG

Nach den Vorschlägen der GVK sollen im Katalog
des Art. 74 GG nur wenige Bereiche zugunsten der
Länder gestrichen werden. Weiterhin sollen sogar
noch zusätzliche Bereiche aufgenommen werden,
in denen dem Bund zukünftig die Kompetenz zu-
stehen soll:

- Die Kompetenz zum Schutz deutschen Kultur-
gutes gegen die Abwanderung in das Ausland soll
von der konkurrierenden Gesetzgebungszustän-
digkeit in die Rahmenkompetenz des Bundes
überführt werden (Streichung des Art. 74 Abs. 1
Nr. 5 GG und Schaffung eines neuen Art. 75
Abs.lNr.6GG).

- Die Kompetenz des Bundes für die Regelung
der Staatsangehörigkeit in den Ländern soll gestri-
chen werden. Damit werden in Zukunft allein die
Länder zuständig sein (Streichung des Art. 74
Abs.lNr.8GG).

- Gemäß Art. 74 Abs. 2 Nr. 18 GG hat der Bund
u. a. die konkurrierende Gesetzgebung für das
Bodenrecht. Darunter fällt auch das Recht der
Erschließungsbeiträge. Wegen der engen Verbin-
dung dieser Materie zum kommunalen Abgaben-
recht soll sich nach Meinung der GVK die konkur-

rierende Gesetzgebung des Bundes künftig nicht
mehr hierauf beziehen. Die Regelung soll in Zu-
kunft dem Landesgesetzgeber überlassen bleiben.

- Weitergehende Vorschläge zur Streichung von
Bereichen aus dem Katalog des Art. 74 fanden
keine Mehrheit. Besonders diskutiert wurde dabei
der Vorschlag, das Versammlungsrecht (Art. 74
Abs. 1 Nr. 3 GG), bei dem es sich nach Auffassung
der Länder der Sache nach um Polizeirecht han-
delt, in die Rahmengesetzgebung des Bundes zu
überführen6.

6 Diskutiert wurden daneben noch Vorschläge zur Ände-
rung von Art. 74 Nr. 1 GG („Das Notariat“), Art. 74 Nr. 13
GG (Ersetzung der Worte „Förderung der wissenschaft-
lichen Forschung“ durch die Worte „Förderung überregiona-
ler Einrichtungen und Vorhaben der wissenschaftlichen
Forschung“), Art. 74 Nr. 18 GG („Grundstücksverkehr“,
„Bodenrecht“ und „Wohnungswesen“), Art. 74 Nr. 19 a GG
(„Die wirtschaftliche Sicherung der Krankenhäuser“ und
„Die Regelung der Krankenhauspflegesätze“) und Art. 74
Nr. 24 GG („Abfallbeseitigung“, „Luftreinhaltung“ und
„Lärmbekämpfung“).
7 Vgl. BVerfGE 61,149.

Die GVK schlug weiterhin vor, dem Bund die kon-
kurrierende Gesetzgebungskompetenz in zwei Be-
reichen neu zu übertragen:

- Nach der Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts zum Staatshaftungsgesetz7 fehlt es dem
Bund an einer Kompetenz zur Regelung eines ein-
heitlichen Staatshaftungsrechts. Dem seit langem 
geäußerten Wunsch, die Diskussion um eine bun-
deseinheitliche Staatshaltung durch die Schaffung
einer eindeutigen Kompetenzgrundlage endlich zu
beenden, wollte sich die GVK nicht verschließen
(Art. 74 Abs. 1 Nr. 25 neu GG).

- Für den Beireich der Fortpflanzungsmedizin und
der Gentechnologie besteht keine ausdrückliche
Gesetzgebungskompetenz des Bundes. Wegen der
Bedeutung dieser Angelegenheit und des allseits
anerkannten Bedürfnisses für eine bundeseinheit-
liche Regelung kam man überein, dem Bund die
Kompetenz für „die künstliche Befruchtung beim
Menschen, die Untersuchung und die künstliche 
Veränderung von Erbinformationen sowie Rege-
lungen zur Transplantation von Organen und Ge-
weben“ zu übertragen (Art. 74 Abs. 1 Nr. 26 neu
GG).

b) Art. 75 GG

Im Bereich des Katalogs des Art. 75 GG kam die
Gemeinsame Verfassungskommission überein, die
Rahmenkompetenz des Bundes für die Materie
„Film“ (Art. 75 Abs. 1 Nr. 2 alt GG) zu streichen,
da es sich hier im Grunde um eine kulturelle Ange-
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legenheit handelt, für deren Regelung in erster
Linie die Länder zuständig sind. Dagegen gab es
keine Mehrheit für den Vorschlag, Art. 75 Abs. 1
Nr. 2 GG insgesamt (also auch die Materie
„Presse“) zu streichen und hierdurch die „Medien-
zuständigkeit“ der Länder zu vervollständigen.

Intensiv diskutiert wurde der Vorschlag der Län-
derseite, Art. 75 Abs. 1 Nr. la GG („Die allgemei-
nen Grundsätze des Hochschulwesens“) zu strei-
chen. Zwar wurde von der Bundesseite der
Wunsch der Länder respektiert, ihren Gestaltungs-
spielraum im Bereich des Hochschulwesens wieder
zu vergrößern, da dies im Grunde zum Kulturbe-
reich und damit zum Kompetenzbereich der Län-
der gehört. Jedoch stand einer völligen Streichung
das Interesse der Gewährleistung von Freizügig-
keit und Mobilität im Zuge einer weiteren europäi-
schen Integration entgegen. Man einigte sich
schließlich darauf, den Bereich der „allgemeinen
Grundsätze des Hochschulwesens“ zu präzisieren
und auf die Bereiche „Zulassung zum Studium,
Studiengänge, Prüfungen, Hochschulgrade sowie
wissenschaftliches und künstlerisches Personal“ zu
beschränken. Die Fragen der Hochschulstruktur
werden damit in Zukunft allein der Regelung der
Länder obliegen. Dadurch wird die Möglichkeit
geschaffen, daß es unter den Ländern wieder zu
einem verstärkten Wettbewerb im Hochschulbe-
reich kommt, was gerade im Hinblick auf die künf-
tigen Herausforderungen Deutschlands zu positi-
ven Ergebnissen führen dürfte.

III. Gesetzgebungsverfahren

Im Gesetzgebungsverfahren sieht das Grundgesetz
beim Zusammenwirken von Bundestag, Bundesrat
und Bundesregierung des öfteren Fristen zur
Äußerung, Stellungnahme oder Weiterleitung vor.
Diese Fristen sollen nach Auffassung der GVK in
einigen Fällen verändert werden:

- Die Beratungsfrist des Bundesrates zu Regie-
rungsvorlagen (Art. 76 Abs. 2 GG) soll, auf Ver-
langen des Bundesrates, von sechs auf neun
Wochen verlängert werden. Bezeichnet die
Bundesregierung eine Vorlage als besonders eil-
bedürftig, so beträgt die Frist in diesem Falle sechs
Wochen.

- Gemäß Art. 76 Abs. 3 GG hat die Bundesregie-
rung Vorlagen des Bundesrates dem Bundestag
innerhalb von drei Monaten zuzuleiten. Die GVK

war der Auffassung, daß diese Vorlagefrist mit der
dem Bundesrat im Gesetzgebungsverfahren zuste-
henden Frist des Art. 76 Äbs. 2 GG harmonisiert
werden sollte. Dies bedeutet, daß die Bundes-
regierung die Vorlagen des Bundesrates innerhalb
von sechs Wochen dem Bundestag zuzuleiten hat,
mit der Möglichkeit, eine Fristverlängerung auf
neun Wochen zu verlangen.

- Durch die Einfügung eines neuen Art. 76 Abs. 3
Satz 6 GG soll die Verpflichtung des Bundestages
begründet werden, in angemessener Frist über
Vorlagen des Bundesrates zu entscheiden. Zwar
gibt das Gesetzesinitiativrecht dem Bundesrat
schon nach geltender Verfassungsrechtslage ein 
Recht auf eine Beschlußfassung des Bundestages
binnen angemessener Zeit ; durch eine ausdrück-
liche Normierung soll diese Pflicht aber noch ver-
deutlicht werden.

8 Vgl. BVerfGE 1, 144.

- Wenn der Bundestag ausdrücklich von Verfas-
sungs wegen verpflichtet werden soll, in angemes-
sener Frist über die Gesetzesvorlagen des Bundes-
rates Beschluß zu fassen, so soll aus Gründen der
„Waffengleichheit“ der Bundesrat umgekehrt dazu
verpflichtet werden, sich bei Zustimmungsgeset-
zen in angemessener Zeit zum Gesetzesbeschluß
des Bundestages zu erklären. Die GVK hat daher
einen entsprechenden Art. 77 Abs. 2a GG vor-
geschlagen.

- Keine Mehrheit fand der Vorschlag, die Fristen
für die Anrufung des Vermittlungsausschusses
bzw. die Einlegung eines Widerspruchs, die derzeit
drei bzw. zwei Wochen betragen, zu verdoppeln.

Art. 80 GG befaßt sich mit dem Erlaß von Rechts-
verordnungen. Die GVK hat beschlossen, zu die-
sem Komplex zwei Ergänzungen vorzunehmen:

- In einem neuen Art. 80 Abs. 3 GG soll festgelegt 
werden, daß dem Bundesrat ein Initiativrecht für 
zustimmungsbedürftige Rechtsverordnungen zu-
stehen soll.

- Daneben soll in einem neuen Art. 80 Abs. 4 GG
bestimmt werden, daß in den Fällen, in denen die
Landesregierungen zum Erlaß von Rechtsverord-
nungen ermächtigt sind, auch die Länder zu einer
Regelung durch Gesetz befugt sind. Damit sollen
die Handlungsmöglichkeiten der Länderparla-
mente gestärkt werden.

Über die mit Zweidrittelmehrheit angenommenen
Vorschläge hinaus wurde noch eine Reihe weiterer
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Punkte diskutiert, für die sich jedoch nicht die not-
wendige Mehrheit fand. Zu nennen ist hier insbe-
sondere der Vorschlag, auch bei Initiativgesetzent-
würfen aus der Mitte des Bundestages einen ersten
Durchgang im Bundesrat einzuführen. Dem wurde
als Haupteinwand entgegengehalten, daß das Par-

lament als Repräsentationsorgan des Volkes in der
Legitimationskette jedem anderen Organ vorge-
schaltet und ihm in der Legitimationsdichte überle-
gen sei. Der Bundestag müsse daher auch Herr
über die Behandlung von Anträgen aus seiner
Mitte bleiben.

Andreas Meyer

Parlamentsverfassungsrecht -Anstöße für eine Reform

I. Überblick über den
Beratungsverlauf und dessen

Ergebnis

Die Mitglieder der Gemeinsamen Verfassungs-
kommission kamen bereits auf der konstituieren-
den Sitzung am 16. Januar 1992 überein, Probleme
des Parlamentsrechts und etlicher damit in Zusam-
menhang stehender Fragenkreise im Rahmen der
Kommissionsberatungen zu behandeln. Inhaltlich
gewann die Diskussion durch die öffentliche Sach-
verständigenanhörung vom 10. September 1992 an
Konturen. Während zu Beginn die Beratungen
einen eher allgemeinen Charakter hatten und eine
Vielzahl von parlamentsrechtsbezogenen Themen
angesprochen wurden, beschränkten sie sich nach
nur kurzer Diskussion auch unter dem Eindruck
der von den Sachverständigen vorgebrachten Ar-
gumente auf inhaltlich voneinander abgegrenzte
Beratungsgegenstände, die - begrifflich ungenau -
unter dem Stichwort „Parlamentsrecht“ zusam-
mengefaßt wurden.
Letztlich wurde über folgende Themenkomplexe
beraten und teilweise, soweit ein Antrag gestellt
wurde, auch abgestimmt:

- Selbstauflösungsrecht des Bundestages

- Recht der Abgeordnetenentschädigung

- Oppositions- und Fraktionsrecht

- Stärkung der Rechte einzelner Abgeordneter -
Parlamentarische Anfragen

- Enquete-Kommission

- Eckwerte für ein Untersuchungsausschußgesetz

- Erweiterung des Petitionsrechts (Massenpeti-
tionen)

- Ostdeutsche Kammer

- Verlängerung der Wahlperiode
- Öffentlichkeit der Ausschußsitzungen und Ein-

führung von erweiterten Ausschußberatungen
(Hauptausschuß)

- Einrichtung eines ökologischen Rates

- Einrichtung eines Parlamentsfernsehkanals
(Elektronisches Protokoll).

Darüber hinaus wurden noch einige weitere, im
Zusammenhang mit dem Parlamentsrecht ste-
hende Themen behandelt:

- Zusammenlegung von Landtagswahlterminen

- Verringerung der Zahl der Bundestagsabgeord-
neten

- Stärkung der Rechte der Wähler und der Par-
teimitglieder

- Wahl und Amtszeit des Bundespräsidenten.
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Die Beratungen über diese Themenkomplexe wa-
ren Gegenstand der 9. Sitzung am 9. Juli 1992, der
13. Sitzung am 26. November 1992 und der 24. Sit-
zung am 17. Juni 1993, auf der über die gestellten
Anträge abgestimmt wurde, sowie zahlreicher Be-
richterstattergespräche. Im Ergebnis fand kein 
Antrag die für eine Beschlußfassung der Kommis-
sion notwendige Zweidrittelmehrheit. Die Kom-
mission gab zum Beratungsgegenstand Parla-
mentsrecht daher folgende Erklärung ab: „Die
Gemeinsame Verfassungskommission spricht weder
eine Empfehlung zur Änderung des Parlamentsver-
fassungsrechts noch zur Ergänzung des Parlaments-
rechts durch den einfachen Gesetzgeber aus. “

II. Anmerkungen zur Auswahl der
Beratungsgegenstände

Ein erster Überblick über die unter dem Stichwort
„Parlamentsrecht“ beratenen Themenkomplexe
läßt vermuten, daß sich viele nur in einem sehr
weiten Sinne diesem Rechtsgebiet zuordnen
lassen. Legt man jedoch die von Hatschek1 einge-
führte Definition zugrunde, nach der das Par-
lamentsrecht aus den das Parlament, seine
Organisation und Tätigkeit betreffenden Rechts-
sätzen besteht, wird deutlich, daß sich die
Kommission - mit nur geringfügigen Ausnahmen
aus Gründen des Sachzusammenhangs - tatsäch-
lich mit verschiedenen, inhaltlich allerdings nur
locker verbundenen Fragekreisen des Parlaments-
rechts beschäftigt hat. Der Eindruck eines sachlich
nicht zwingenden Zusammenhangs ergibt sich im
wesentlichen aus der herkömmlichen Zuordnung
der einzelnen Beratungsgegenstände zu verschie-
denen Ebenen der rechtlichen Rangordnung.
Während einige Themen im Grundgesetz und hier
insbesondere im III. Abschnitt geregelt sind, also
dem Parlamentsverfassungsrecht zuzuordnen sind,
unterliegen andere einfachgesetzlichen Rechtsvor-
schriften bzw. dem Geschäftsordnungsrecht des
Parlaments.

1 Das Parlamentsrecht des Deutschen Reiches,' BandI,
Berlin 1915, S. 1.

2 Bundestagsdrucksache 12/4425.
3 Bundestagsdrucksache 12/5020.

Diese von Erwägungen der Praktikabilität getra-
gene Zusammenfassung von Beratungsgegenstän-
den, die traditionell unterschiedlichen Normebe-
nen zugerechnet werden, führte im Laufe der
Beratungen zu erheblichen Problemen, die nach
Ansicht des Verfassers die Argumentation und das
Beratungsergebnis entscheidend mitbestimmten.
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Ein Überblick über die Diskussion zu den Schwer-
punkten der Beratungen soll diese These im
folgenden belegen.

III. Schwerpunkte der Beratungen

Angesichts der Vielzahl der erörterten Themen-
komplexe wird im Rahmen dieses Beitrages nur
die Diskussion zu fünf ausgewählten und auf An-
trägen basierenden Beratungsgegenständen darge-
stellt, die zum Schwerpunkt der Kommissions-
arbeit im Bereich des Parlamentsrechts gehörten.

1. Recht der Abgeordnetenentschädigung

Das geltende Recht der Abgeordnetenentschädi-
gung zieht seit langem den Vorwurf einer Ent-
scheidung der Abgeordneten des Bundestages in
eigener Sache („Selbstbedienung“) auf sich. Unter
dem Eindruck der öffentlichen Diskussion stellte
sich die Gemeinsame Verfassungskommission der
Frage, ob nicht die Zuständigkeit und Verantwor-
tung für die jeweilige Anpassung der Entschädi-
gung aus dem parlamentarischen Raum hinaus ver-
lagert werden sollte.

Kern der Überlegungen war, ob die Entscheidung
über die Höhe der Abgeordnetenentschädigung
durch eine Neufassung von Art. 48 Abs. GG
einer vom Bundespräsidenten eingesetzten unab

3

-
hängigen Kommission übertragen werden sollte 
(vgl. Kommissionsdrucksache Nr. 54). Mit dieser
Grundgesetzänderung sollte der Konflikt, der zwi-
schen Demokratie- und Rechtsstaatsprinzip in die-
ser Frage bestehe, angemessen gelöst werden, weil
die Abgeordneten gegenwärtig über ausschließlich
sie selbst begünstigende Regelungen entscheiden
müßten.

Im Ergebnis teilten viele Mitglieder der Kommis-
sion die Ansicht des zwischenzeitlich vorgelegten
Gutachtens der vom Bundespräsidenten berufenen
„Kommission unabhängiger Sachverständiger zur
Finanzierung der Parteien“2 und des Berichts der
Vom Ältestenrat des Bundestages eingesetzten
„Unabhängigen Kommission zur Überprüfung des
Abgeordnetenrechts“3, daß die Übertragung des
letzten Entscheidungsrechts in der Frage der Ab-
geordnetenentschädigung auf ein parlamentsexter-
nes Gremium gegen die durch Art. 79 Abs. 3 GG
geschützten Verfassungsprinzipien verstoßen
würde. Der Gesetzesvorbehalt für die Abgeordne-
tenentschädigung sei eine Essentialie des demo-
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kratischen Prinzips4, so daß fraglich sei, ob sich bei
diesem Beratungsgegenstand die gegenwärtige
Rechtslage unter Geltung des Grundgesetzes über-
haupt verändern ließe.

4 Vgl. Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 5. No-
vember 1975, BVerfGE 40, 296, 319.
5 Vgl. Bundestagsdrucksache 7/5924, S.23ff.
6 Vgl. Protokoll vom 11. Mai 1992, S. 56.

7 Bundestagsdrucksache 7/5924, S. 58.
8 Bundestagsdrucksache VI/546.

2. Oppositions- und Fraktionsrechte

Die Regelungen zu den Fraktionen und zur Oppo-
sition, insbesondere in den Verfassungen der
neuen Länder, sowie die Empfehlungen der
„Kommission unabhängiger Sachverständiger zur
Finanzierung der Parteien“ waren im wesentlichen
der Anlaß für entsprechende Überlegungen der
Gemeinsamen Verfassungskommission. Ein An-
trag (Kommissionsdrucksache Nr. 55) sah die ver-
fassungsrechtliche Normierung von Fraktionen
und der Opposition im Grundgesetz durch einen
neu einzufügenden Art. 49 vor. Begründet wurde
er damit, daß die Fraktionen für ihre Arbeit einer
angemessenen Rechtssicherheit bedürften. Die Ein-
zelheiten sollten jedoch nicht im Grundgesetz, son-
dern im Rahmen eines einfachen Gesetzes geregelt
werden.

Der Antrag zur verfassungsrechtlichen Normie-
rung der Opposition wurde mit der durch die Wei-
terentwicklung des parlamentarischen Systems
veränderten Rolle der Opposition gerechtfertigt.
Die Parlamentsmehrheit sei aufgrund ihrer auch
personellen Verbundenheit mit der Regierung so
eng mit dieser verwoben, daß deren Kontrolle vor
allem der parlamentarischen Opposition zufalle.

Die Gegner der vorgeschlagenen Fraktionsrege-
lung brachten vor, daß es ausreiche, eine einfach-
gesetzliche Normierung im Rahmen der Fraktions-
oder Abgeordnetengesetzgebung zu schaffen, um
die bestehenden Probleme bereits unter der Gel-
tung des bestehenden Verfassungsrechts zu lösen.
Die Oppositionsregelung sei schon deshalb nicht
erforderlich, weil die Staatspraxis die Opposition
ausreichend berücksichtige.

3. Stärkung der Rechte einzelner Abgeordneter -
Parlamentarische Anfragen

Im Anschluß an die Empfehlung der Enquete-
Kommission Verfassungsreform5 zur Aufnahme
von besonderen Rechten einzelner Abgeordneter
in das Grundgesetz sowie entsprechender Forde-
rungen der Landtagspräsidentinnen und Landtags-
präsidenten6 wandte sich auch die Gemeinsame
Verfassungskommission dieser Problematik zu.

Die Befürworter der Schaffung einer Grundgesetz-
norm über Parlamentarische Anfragen belegten
die Notwendigkeit einer ausdrücklichen verfas-
sungsrechtlichen Ausgestaltung der Informations-
pflichten der Bundesregierung mit dem Hinweis
auf ein bestehendes Defizit. Infolge der Machtver-
teilung zwischen der Regierung und den sie tragen-
den Fraktionen einerseits sowie der Opposition an-
dererseits sei es zum Schutz des freien Mandats
notwendig, die Auskunftsrechte der einzelnen Ab-
geordneten zu stärken, damit die Bundesregierung
ihr amtliches Wissen nicht ausschließlich unter par-
teipolitischen Gesichtspunkten verwerten könne.
Eine Regelung dieser Problematik im Wege der
Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages sei
keinesfalls ausreichend, weil nur die verfassungs-
rechtliche Absicherung des Rechts der Anfragen
alle Beteiligten genügend in die Pflicht nehmen
könne. Allerdings sei die Geschäftsordnung der
richtige Ort für eine nähere Ausgestaltung des Fra-
gerechts.

Von vielen Kommissionsmitgliedern wurde die
vorgeschlagene Grundgesetzänderung abgelehnt,
weil sich die Trennung, die die Verfassung grund-
sätzlich zwischen Parlament und Regierung gezo-
gen habe, in der Staatspraxis bewährt habe und
daher die Gefahr bestünde, daß ein verfassungs-
rechtlich garantiertes Auskunftsrecht diese Grenze
überschreite und in unverhältnismäßiger Weise in
den unantastbaren exekutiven Kernbereich ein-
greife. Ein solches Recht sollte nur Untersu-
chungsausschüssen eingeräumt werden.

4. Enquete-Kommissionen

Das Recht der Enquete-Kommissionen ist bisher
nur in der Geschäftsordnung des Deutschen Bun-
destages geregelt (§§ 56, 74 GOBT). Im Anschluß
an den Bericht der Enquete-Kommission Verfas-
sungsreform7 und einen Gesetzentwurf der SPD-
Fraktion in der 6. Periode8 war sich die Gemein-
same Verfassungskommission darin einig, die
Frage der Aufnahme einer Regelung für Enquete-
Kommissionen durch Einfügung eines Art. 44 a
GG in das Grundgesetz zu beraten (Kommissions-
drucksache Nr. 58).

Die Befürworter einer verfassungsrechtlichen Ver-
ankerung des Rechts der Enquete-Kommissionen
brachten im wesentlichen drei Argumente vor.
Einmal sei nur durch eine ausdrückliche Verfas-
sungsnorm sicherzustellen, daß die Erörterung von
Sachproblemen nahe am Parlament angesiedelt
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werde und nicht außerhalb der parlamentarischen
Verantwortung stattfinde. Zweitens bestünden ge-
rade in letzter Zeit bei einer Reihe von Themen
erhebliche Probleme bei der Einrichtung solcher
Kommissionen. Drittens müsse grundsätzlich ge-
klärt werden, wie die Stellung der hinzugezogenen
Sachverständigen auszugestalten sei. Weitere Fra-
gen des Rechts der Enquete-Kommissionen seien
typische Regelungsgegenstände der Geschäftsord-
nung.

Die Gegner einer solchen Grundgesetzänderung
wiesen darauf hin, daß nach bestehender Rechts-
lage das Recht der Enquete-Kommissionen in der
Geschäftsordnung des Bundestages ausreichend
geregelt sei.

5. Eckwerte für ein Untersuchungsausschußgesetz

Art. 44 GG bildet die verfassungsrechtliche
Grundlage für das Recht der Untersuchungsaus-
schüsse9. Mit Ausnahme des §55 der Geschäfts-
ordnung des Deutschen Bundestages (GOBT) gibt
es keine weitere Bestimmung, die unmittelbar die
Einsetzung und das Verfahren der Untersuchungs-
ausschüsse regelt. Der Kritik ist die gegenwärtige
Rechtslage besonders aufgrund der konfliktträch-
tigen Verweisung des Art. 44 Abs. 2 Satz 1 GG auf
das Strafprozeßrecht und aufgrund der verfah-
rensrechtlichen Stellung der parlamentarischen
Minderheit im Untersuchungsverfahren ausge-
setzt. Bereits 1969 wurde von der Interparlamenta-
rischen Arbeitsgemeinschaft für das Recht der
parlamentarischen Untersuchungsausschüsse ein
Ausführungsgesetz vorgeschlagen10. Diese Vor-
schläge finden als sogenannte IPA-Regeln noch 
heute Berücksichtigung bei dem Verfahren der
Untersuchungsausschüsse. Auch die Enquete-
Kommission Verfassungsreform empfahl eine um-
fangreiche Änderung des Art. 44 GG und darüber
hinaus ein Ausführungsgesetz zur Normierung des
Untersuchungsausschußrechts. Diese Empfehlun-

gen fanden ihren Niederschlag in zahlreichen
Gesetzesinitiativen11.

9 Art. 45 a GG enthält nur eine Sonderregelung über das
Untersuchungsrecht des Verteidigungsausschusses, nicht
über das Verfahren.
10 Vgl. Bundestagsdrucksache V/4209.
11 Vgl. Bundestagsdrucksachen 8/1180; 8/1181; 10/6587;
11/1896; 11/2025.

Die Gemeinsame Verfassungskommission beriet
einen Antrag, der Eckwerte für ein Untersu-
chungsausschußgesetz (Kommissionsdrucksache
Nr. 57) aufstellte und die Zuständigkeit des Bun-
desverfassungsgerichts bei Streitigkeiten über die
verfassungsrechtliche Zulässigkeit eines Unter-

suchungsauftrags im Rahmen eines noch zu verab-
schiedenden Untersuchungsausschußgesetzes for-
derte. Zur Begründung wurde angeführt, daß es
unangemessen sei, wenn derzeit ein Amtsgericht
die Überprüfung der Verfassungsmäßigkeit des
Untersuchungsauftrages anläßlich eines Beweis-
erhebungsverfahrens im Rahmen der Tätigkeit
eines Untersuchungsausschusses vornehme. Es be-
stand Einigkeit darüber, daß diese Zuständigkeit
zugunsten des Bundesverfassungsgerichts inhalt-
lich modifiziert werden müsse. Es waren jedoch
unterschiedliche Auffassungen in der Frage vor-
handen, ob darüber hinaus weiterer Änderungs-
bedarf für Art. 44 GG bestehe oder ob im übrigen
ein Ausführungsgesetz ausreiche.

IV. Die mit der Auswahl der
Beratungsgegenstände verbundene

besondere Problematik

Diese Darstellung des Beratungsganges an Hand
ausgewählter Beispiele - und hierbei insbesondere
der Beratungen zum Recht der Enquete-Kommis-
sionen und Untersuchungsausschüsse - verdeut-
licht, daß, neben vielen anderen Gründen bei der
Ablehnung von Änderungen des Parlaments-
rechts, durch einen beachtlichen Teil der Kommis-
sionsmitglieder immer wieder das Argument der
unrichtigen Zuordnung der Änderungsvorschläge
zu den unterschiedlichen Regelungsebenen des
Verfassungs-, Gesetzes- oder Geschäftsordnungs-
rechts vorgebracht wurde. Auch die Antragsteller
selbst waren sich bei der Abgrenzung des originä-
ren Regelungsgehalts der verschiedenen Norm-
ebenen oftmals nicht sicher. Insbesondere kam es
vor allem dann zu unüberbrückbaren Meinungs-
verschiedenheiten über die systematisch richtige
Einordnung eines Antrages, wenn das betreffende
Rechtsproblem traditionell nicht auf verfassungs-
rechtlicher Stufe geregelt ist, die Antragsteller
aber eine Absicherung des Rechts auf Verfas-
sungsebene erreichen wollten.

Die sich durch die Diskussionen ziehenden Diffe-
renzen über die richtige Zuordnung der zu bera-
tenden Vorschläge zu den verschiedenen normati-
ven Rangstufen des Parlamentsrechts können mit
einem roten Faden verglichen werden, der auf die
rechtstheoretische Problematik des Parlaments-
rechts schlaglichtartig hinweist. Im Ergebnis waren

■diese Probleme neben weiteren rechtlichen und
politischen Bedenken wesentliche Gründe für die
vollständige Ablehnung aller Anträge, obwohl bei
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vielen Beratungsgegenständen ein größerer Kon-
sens in der Sache bestand, als es die Abstimmungs-
ergebnisse wiedergeben.

V. Grundlage einer
Parlamentsrechtsreform

Die fortwährende Überarbeitung des Parlaments-
rechts und hierbei insbesondere die Anpassung des
Parlamentsverfassungsrechts an neuere Entwick-
lungen ist aufgrund des ständigen gesellschaft-
lichen und politischen Wandels eine nie endende
Aufgabe des Parlaments und des Verfassungsge-
setzgebers. Das Bemühen um eine das Recht fort-
entwickelnde Tätigkeit auf diesem Gebiet bildet
die Grundlage für einen den Herausforderungen
der Zeit gerecht werdenden Parlamentarismus, der
sich den in den letzten Jahrzehnten gewachsenen
Ansprüchen gerade auch an die Formulierung von
rechtsstaatlichen Grundsätzen im parlamentari-
schen Bereich auf Dauer nicht verschließen kön-
nen wird. Nur eine unter dem Gesichtspunkt der
Rechtssicherheit und -klarheit vollzogene Über-
arbeitung des Parlamentsverfassungsrechts kann
eine solide Basis für in Zukunft notwendig wer-
dende Reformen des Parlamentsrechts sein.

Die Gemeinsame Verfassungskommission hatte
sich selbst dazu verpflichtet, einige von vielen für
notwendig gehaltene Änderungen des Parlaments-
rechts zu beraten und gegebenenfalls zu beschlie-
ßen, auch wenn es ihr aufgrund ihrer auf das Ver-
fassungsrecht beschränkten Aufgabenstellung bei
vielen Einzelpunkten nur möglich gewesen wäre,
Eckwerte für den Gesetz- bzw. den Geschäftsord-

nungsgeber zu formulieren. Dieser selbst gestell-
ten Aufgabe wurde sie aus vielerlei Gründen nicht
gerecht.

Ungeachtet der vielfältigen rechtlichen und politi-
schen Probleme, die einem erfolgreichen Abschluß
der Beratungen zum Parlamentsrecht letztlich ent-
gegenstanden, ist festzustellen, daß die Kommis-
sion nicht das geeignete Forum für eine Reform
des Parlamentsrechts war. Die sich wie ein roter
Faden durch die Diskussionen ziehende Problema-
tik der Zuordnung der beratenen Vorschläge zu
den verschiedenen Ebenen des Parlamentsrechts
zeigt deutlich, daß eine - offensichtlich von allen
im Bundestag vertretenen Parteien im Grundsatz
für notwendig gehaltene - Überarbeitung des Par-
lamentsrechts erneut die Aufgabe einer Enquete-
Kommission sein muß, die in den von der Kommis-
sion vorgezeichneten Problemschwerpunkten ein
umfassendes Tätigkeitsgebiet für die weiterfüh-
rende Erarbeitung der aufgezeigten Rechtspro-
bleme auf wissenschaftlicher Grundlage finden
wird.

Dies kann jedoch nichts daran ändern, daß es rich-
tig und notwendig war, zu versuchen, durch die
Beratungen der Gemeinsamen Verfassungskom-
mission die Reform des Parlamentsrechts voranzu-
treiben. Zwar wurde die Möglichkeit für eine Re-
form des Parlamentsrechts nicht wahrgenommen,
die Arbeit der Gemeinsamen Verfassungskommis-
sion hat jedoch wichtige Anstöße gegeben. Erst
wenn diese im parlamentarischen Bereich nicht
aufgenommen werden würden, müßte man rück-
blickend die Arbeit der Kommission als eine ver-
gebene Chance für die Reform dieses für eine
repräsentative Demokratie so wichtigen Rechts-
gebiets werten.
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Empfehlungen
der Gemeinsamen Verfassungskommission

zur Änderung und Ergänzung des Grundgesetzes

Artikel 3 GG

(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staatfördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern und wirkt aufdie Beseitigung bestehender Nachteile hin. *

* Anm. der Redaktion: Kursiv gesetzte Texte sollen neue Artikel kennzeichnen bzw. Ergänzungen oder Veränderun-
gen im bisherigen Gesetzestext hervorheben.

Artikel 20 a GG

Der Staat schützt auch in Verantwortungfür die künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen
im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und
Recht durch die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung.



(5) Soweit in einem Bereich ausschließlicher Zuständigkeiten des Bundes Interessen der Länder berührt
sind oder soweit im übrigen der Bund das Recht zur Gesetzgebung hat, berücksichtigt die Bundesregierung
die Stellungnahme des Bundesrates. Wenn im Schwerpunkt Gesetzgebungsbefugnisse der Länder, die Ein-
richtung ihrer Behörden oder ihre Verwaltungsverfahren betroffen sind, ist bei der Willensbildung des
Bundes insoweit die Auffassung des Bundesrates maßgeblich zu berücksichtigen; dabei ist die gesamtstaat-
liche Verantwortung des Bundes zu wahren. In Angelegenheiten, die zu Ausgabenerhöhungen oder Ein-
nahmeminderungen für den Bundführen können, ist die Zustimmung der Bundesregierung erforderlich.

(6) Wenn im Schwerpunkt ausschließliche Gesetzgebungsbefugnisse der Länder betroffen sind, soll die
Wahrnehmung der Rechte, die der Bundesrepublik Deutschland als Mitgliedstaat der Europäischen Union
zustehen, vom Bund auf einen vom Bundesrat benannten Vertreter der Länder übertragen werden. Die
Wahrnehmung der Rechte erfolgt unter Beteiligung und in'Abstimmung mit der Bundesregierung; dabei ist
die gesamtstaatliche Verantwortung des Bundes zu wahren.

(7) Das Nähere zu den Absätzen 4 bis 6 regelt ein Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf.

Artikel 24 GG

(1 a) Soweit die Länder für die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der staatlichen
Aufgaben zuständig sind, können sie mit Zustimmung der Bundesregierung Hoheitsrechte aufgrenznach-
barschaftliche Einrichtungen übertragen.

Artikel 28 GG

(1) Die verfassungsmäßige Ordnung in den Ländern muß den Grundsätzen des republikanischen, demo-
kratischen und sozialen Rechtsstaates im Sinne dieses Grundgesetzes entsprechen. In den Ländern, Krei-
sen und Gemeinden muß das Volk eine Vertretung haben, die aus allgemeinen, unmittelbaren, freien,
gleichen und geheimen Wahlen hervorgegangen ist. In Gemeinden kann an die Stelle einer gewählten 
Körperschaft die Gemeindeversammlung treten. Bei Wahlen in Kreisen und Gemeinden sind auch Perso-
nen, die die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Gemeinschaft besitzen, nach Maß-
gabe von Recht der Europäischen Gemeinschaft wahlberechtigt und wählbar.

(2) Den Gemeinden muß das Recht gewährleistet sein, alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft
im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln. Auch die Gemeindeverbände haben im
Rahmen ihres gesetzlichen Aufgabenbereiches nach Maßgabe der Gesetze das Recht der Selbstverwal-
tung. Die Gewährleistung der Selbstverwaltung umfaßt auch die Grundlagen der finanziellen Eigenverant-
wortung.

Artikel 29 GG
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(7) Sonstige Änderungen des Gebietsstandes der Länder können durch Staatsverträge der beteiligten
Länder oder durch Bundesgesetz mit Zustimmung des Bundesrates erfolgen, wenn das Gebiet, dessen 
Landeszugehörigkeit geändert werden soll, nicht mehr als 50000 Einwohner hat. Das Nähere regelt ein
Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bundesrates und der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages
bedarf. Es muß die Anhörung der betroffenen Gemeinden und Kreise vorsehen.

(8) Die Länder können eine Neugliederung für das jeweils von ihnen umfaßte Gebiet oder für Teilgebiete
abweichend von den Vorschriften der Absätze 2 bis 7 durch Staatsvertrag regeln. Die betroffenen Gemein-
den und Kreise sind zu hören. Der Staatsvertrag bedarf der Bestätigung durch Volksentscheid in jedem



beteiligten Land. Betrifft der Staatsvertrag Teilgebiete der Länder, kann die Bestätigung auf Volksent-
scheide in diesen Teilgebieten beschränkt werden; Satz 5 2. Halbsatz findet keine Anwendung. Bei einem
Volksentscheid entscheidet die Mehrheit der abgegebenen Stimmen, wenn sie mindestens ein Viertel der zum
Bundestag Wahlberechtigten umfaßt; das Nähere regelt ein Bundesgesetz. Der Staatsvertrag bedarf der
Zustimmung des Bundestages.

Artikel 45 GG

Der Bundestag bestellt einen Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäischen Union. Er kann ihn
ermächtigen, die Rechte des Bundestages gemäß Artikel 23 gegenüber der Bundesregierung wahr-
zunehmen.

Artikel 50 GG

Durch den Bundesrat wirken die Länder bei der Gesetzgebung und Verwaltung des Bundes und in Ange-
legenheiten der Europäischen Union mit.

Artikel 52 GG

(3 a) FürAngelegenheiten der Europäischen Union kann der Bundesrat eine Europakammer bilden, deren
Beschlüsse als Beschlüsse des Bundesrates gelten; Artikel 51 Abs. 2 und 3 Satz 2 gelten entsprechend.

Artikel 72 GG

(1) Im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung haben die Länder die Befugnis zur Gesetzgebung,
solange und soweit der Bund von seiner Gesetzgebungszuständigkeit nicht durch Gesetz Gebrauch gemacht
hat.

(2) Der Bund hat in diesem Bereich das Gesetzgebungsrecht, wenn und soweit die Herstellung gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechtseinheit im gesamtstaatlichen Inter-
esse eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht.

(3) Durch Bundesgesetz kann bestimmt werden, daß eine bundesgesetzliche Regelung, für die eine Erfor-
derlichkeit im Sinne von Absatz 2 nicht mehr besteht, durch Landesrecht ersetzt werden kann.

Artikel 74 GG
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(1) Die konkurrierende Gesetzgebung erstreckt sich auf folgende Gebiete:

5.

(Überführung der Materie in die Rahmengesetzgebungskompetenz des Bundes als Art. 75 Abs. 1 Nr. 6
[neu])
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18. den Grundstücksverkehr, das Bodenrecht (ohne das Recht der Erschließungsbeiträge) und das land-
wirtschaftliche Pachtwesen, das Wohnungswesen, das Siedlungs- und Heimstättenwesen;

25. die Staatshaftung;

26. die künstliche Befruchtung beim Menschen sowie die Untersuchung und die künstliche Veränderung
von Erbinformationen sowie Regelungen zur Transplantation von Organen und Geweben;

(2) Gesetze nach Abs. 1 Nr. 25 bedürfen der Zustimmung des Bundesrates.

Artikel 75 GG

(1) Der Bund hat das Recht, unter den Voraussetzungen des Artikels 72 Rahmenvorschriften für die
Gesetzgebung der Länder zu erlassen über:

1 a. die allgemeinen Grundsätze des Hochschulwesens, soweit sie die Zulassung zum Studium, die Stu-
diengänge, die Prüfungen, die Hochschulgrade, das wissenschaftliche und künstlerische Personal betreffen;

2 . die allgemeinen Rechtsverhältnisse der Presse;

6. den Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung in das Ausland.

(2) Rahmenvorschriften dürfen nur in Ausnahmefällen in Einzelheiten gehende oder unmittelbar geltende
Regelungen enthalten.

(3) Erläßt der Bund Rahmenvorschriften, so sind die Länder verpflichtet, innerhalb einer durch das Gesetz
bestimmten angemessenen Frist die erforderlichen Landesgesetze zu erlassen.

Artikel 76 GG
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(2) Vorlagen der Bundesregierung sind zunächst dem Bundesrate zuzuleiten. Der Bundesrat ist berech-
tigt, innerhalb von sechs Wochen zu diesen Vorlagen Stellung zu nehmen. Verlangt er aus wichtigem
Grunde, insbesondere mit Rücksicht auf den Umfang einer Vorlage, eine Fristverlängerung, so beträgt die
Frist neun Wochen. Die Bundesregierung kann eine Vorlage, die sie bei der Zuleitung an den Bundesrat
ausnahmsweise als besonders eilbedürftig bezeichnet hat, nach drei Wochen oder, wenn der Bundesrat ein
Verlangen nach Satz 3 geäußert hat, nach sechs Wochen dem Bundestage zuleiten, auch wenn die Stellung-
nahme des Bundesrates noch nicht bei ihr eingegangen ist; sie hat die Stellungnahme des Bundesrates
unverzüglich nach Eingang dem Bundestage nachzureichen. Bei Vorlagen zur Änderung dieses Grund-
gesetzes und zur Übertragung von Hoheitsrechten nach Art. 23 oder 24 beträgt die Frist zur Stellungnahme
neun Wochen; Satz 4 findet keine Anwendung.

(3) Vorlagen des Bundesrates sind dem Bundestage durch die Bundesregierung innerhalb von sechs
Wochen zuzuleiten. Sie soll hierbei ihre Auffassung darlegen. Verlangt sie aus wichtigem Grunde, insbe-
sondere mit Rücksicht auf den Umfang einer Vorlage, eine Fristverlängerung, so beträgt die Frist neun
Wochen. Wenn der Bundesrat eine Vorlage ausnahmsweise als besonders eilbedürftig bezeichnet hat,
beträgt die Frist drei Wochen oder, wenn die Bundesregierung ein Verlangen nach Satz 3 geäußert hat, sechs
Wochen. Bei Vorlagen zur Änderung dieses Grundgesetzes und zur Übertragung von Hoheitsrechten nach
Art. 23 oder 24 beträgt die Frist neun Wochen; Satz 4 findet keine Anwendung. Der Bundestag hat über die
Vorlagen in angemessener Frist zu beraten und Beschluß zu fassen.



Artikel 77 GG

(2 a) Soweit zu einem Gesetze die Zustimmung des Bundesrates erforderlich ist, hat der Bundesrat, wenn
ein Verlangen nach Abs. 2 Satz 1 nicht gestellt oder das Vermittlungsverfahren ohne einen Vorschlag zur
Änderung des Gesetzesbeschlusses beendet ist, in at^gemessener Frist über die Zustimmung Beschluß zu
fassen.

Artikel 80 GG

(3) Der Bundesrat kann der Bundesregierung Vorlagen für den Erlaß von Rechtsverordnungen zuleiten,
die seiner Zustimmung bedürfen.

(4) Soweit durch Bundesgesetz oder auf Grund von Bundesgesetzen Landesregierungen ermächtigt wer-
den, Rechtsverordnungen zu erlassen, sind die Länder zu einer Regelung auch durch Gesetz befugt.

Artikel 87 GG

(2) Als bundesunmittelbare Körperschaft des öffentlichen Rechtes werden diejenigen sozialen Versiche-
rungsträger geführt, deren Zuständigkeitsbereich sich über das Gebiet eines Landes hinaus erstreckt.
Soziale Versicherungsträger, deren Zuständigkeitsbereich sich über das Gebiet eines Landes, aber nicht
über mehr als drei Länder hinaus erstreckt, werden abweichend von Satz 1 als landesunmittelbare Körper-
schaften des öffentlichen Rechts geführt, wenn das aufsichtsführende Land durch die beteiligten Länder
bestimmt ist.

Artikel 87 dGG

(1) Die Luftverkehrsverwaltung wird in bundeseigener Verwaltung geführt. Über die öffentlich-rechtliche
oderprivat-rechtliche Organisationsform wird durch Bundesgesetz entschieden.

Artikel 88 GG

Der Bund errichtet eine Währungs- und Notenbank als Bundesbank. Ihre Aufgaben und Befugnisse kön-
nen einer Europäischen Zentralbank übertragen werden.

Artikel 93 GG
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2 a. bei Meinungsverschiedenheiten, ob ein Gesetz den Voraussetzungen des Artikels 72 Abs. 2 entspricht,
aufAntrag des Bundesrates, einer Landesregierung oder der Volksvertretung eines Landes;



Artikel 115 e GG
i

(2) Durch ein Gesetz des Gemeinsamen Ausschusses darf das Grundgesetz weder geändert noch ganz
oder teilweise außer Kraft oder außer Anwendung gesetzt werden. Zum Erlaß von Gesetzen nach
Artikel23 Abs. 1 Satz 2, Artikel 24 Abs. 1 oder Artikel 29 ist der Gemeinsame Ausschuß nicht befugt.

Artikel 118 aGG

Die Neugliederung in dem die Länder Berlin und Brandenburg umfassenden Gebiet kann abweichend von
den Vorschriften des Artikels 29 unter Beteiligung ihrer Wahlberechtigten durch Vereinbarung beider Län-
der erfolgen.

Artikel 125 aGG

Recht, das als Bundesrecht erlassen worden ist, aber wegen nachträglicher Änderung dieses Grundgesetzes
nicht mehr als Bundesrecht erlassen werden könnte, gilt als Bundesrecht fort. Es kann durch Landesrecht
aufgehoben und ergänzt werden.
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